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Steuerliche Behandlung von Zulagen 
 

laut Kollektivvertrag für Angestellte bei Ziviltechniker:innen 
 

 
 

Der Kollektivvertrag für Angestellte bei Ziviltechniker:innen (ZT) sieht eine 

Abgeltung von Erschwernissen und Verschmutzung durch Zulagen in folgenden 

Fällen vor: 

 

a) unter Tag in Stollen, Tunnel und Regenwasserkanälen ab 1,7 m Höhe für Ver-

schmutzung zusätzlich zur Zulage nach lit e) 
 

b) zusätzlich zu lit a) für Erschwernisse durch eine Höhe unter 1,7 m 
 

c) zusätzlich zu lit a) für Verschmutzung in oben geschlossenen Fäkalkanälen 
 

d) in Höhen über 1.600 Meter für Erschwernisse 
 

e) auf Baustellen, soweit aufgrund der Beschaffenheit der Baustelle eine über das 

übliche Ausmaß hinausgehende Verschmutzung oder Beschädigung der Bekleidung 

und dadurch ein erhöhter Reinigungsaufwand resultiert bzw ein zusätzlicher Be-

kleidungsaufwand erwächst (dies ist insbesondere der Fall im Tunnelbau, im Brü-

ckenbau, bei Abbrucharbeiten, bei Sanierungs- bzw Instandhaltungsarbeiten, im 

Zusammenhang mit Erdbaumaßnahmen usw). 

 

Eine Befreiung von Lohnsteuer und Sozialversicherungsbeiträgen für 

Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulagen (SEG-Zulagen) ist nur dann ge-

geben, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen dafür vorliegen.  

 

 

Befreiung von der Lohnsteuer 

 

Die SEG-Zulagen sind nach herrschender Lehre und Rechtsprechung steuer-

begünstigt, wenn mehrere Voraussetzungen erfüllt werden. 

 

Formelle Voraussetzungen: 

 

Es muss ein arbeitsrechtlicher Anspruch aufgrund einer lohngestaltenden 

Vorschrift, wie Kollektivverträgen oder innerbetrieblichen Vereinbarungen für 

alle Dienstnehmer:innen bzw. bestimmte Gruppen von Dienstnehmer:innen, 

bestehen. Bei Ziviltechniker:innen ist diese Voraussetzung erfüllt, wenn sie 

Zulagen gemäß dem Kollektivvertrag für Angestellte bei ZT oder aufgrund von 

innerbetrieblichen Vereinbarungen auszahlen müssen. 

Werden Zulagen für Tatbestände gewährt, die weder im Kollektivvertrag noch 

in einer innerbetrieblichen Vereinbarung geregelt sind, unterliegen diese nicht 

den Bestimmungen des § 68 EStG 1988 und sind daher steuerpflichtig. 



 

Mai 2026 

 

 

Materielle Voraussetzungen 

 

Für die Steuerfreiheit von SEG-Zulagen ist es erforderlich, dass die Dienst-

nehmerin bzw. der Dienstnehmer tatsächlich Tätigkeiten verrichtet, die nach 

ihrer Art und ihrem Ausmaß die gewährten Zulagen dem Grunde und der Höhe 

nach rechtfertigen. Die Merkmale der Zulagen werden im § 68 Abs. 5 EStG 

1988 definiert:  

 

Schmutzzulagen werden dafür gewährt, dass die Arbeit in erheblichem Maß 

zwangsläufig eine Verschmutzung (Verunreinigung) der Dienstnehmerin bzw. 

des Dienstnehmers und seiner Kleidung bewirkt (z.B. Verstaubung, Ver-

schlammung).  

 

Erschwerniszulagen werden für Leistungen bezahlt, die im Vergleich zu den 

allgemein üblichen Arbeitsbedingungen innerhalb einer Branche eine außeror-

dentliche Erschwernis darstellen.  

 

Gefahrenzulagen sollen typische Berufsgefahren abgelten, die infolge der 

schädlichen Einwirkungen von gesundheitsgefährdenden Stoffen oder Strah-

len, von Hitze, Kälte oder Nässe, von Gasen, Dämpfen, Säuren, Laugen, Staub 

oder Erschütterungen oder infolge einer Sturz- oder anderen Gefahr zwangs-

läufig eine Gefährdung von Leben, Gesundheit oder körperlicher Sicherheit der 

Dienstnehmerin bzw. des Dienstnehmers mit sich bringen. Im Kollektivvertrag 

für Angestellte bei ZT sind Gefahrenzulagen nicht explizit vorgesehen. 

 

Die Angehörigkeit zu einem bestimmten Beruf für sich allein rechtfertigt noch 

nicht die steuerfreie Behandlung von gewährten SEG-Zulagen. Es müssen 

vielmehr zu den allgemein üblichen Arbeitsbedingungen in einer bestimmten 

Berufssparte im einzelnen Fall Arbeitsverrichtungen treten, die eine besondere 

Erschwernis, Verschmutzung oder Gefahr gegenüber den in dieser Berufs-

sparte sonst üblichen Arbeitsbedingungen darstellen. 

 

Es ist - bezogen auf die gesamten vom bzw. von der Arbeitnehmer:in zu leis-

tenden Arbeiten innerhalb des Zeitraumes, für den der bzw. die Arbeitneh-

mer:in eine Zulage zu erhalten hat - zu prüfen, ob diese Arbeiten überwie-

gend (= mehr als die Hälfte der gesamten Arbeitszeit, für die eine Zulage ge-

währt wird) zu einer erheblichen Verschmutzung, Erschwernis oder Gefahr 

führen.  

 

Beispiel: Ein Dienstnehmer bekommt an zwei Arbeitstagen im Monat eine Er-

schwerniszulage von Euro 5,5 pro Stunde (insgesamt für 16 Stunden), weil die 

Arbeiten unter erschwerten Bedingungen durchgeführt werden. Für den Rest 

des Monates liegt keine Erschwernis vor und die Zulage wird daher auch nicht 

gewährt. Wenn an diesen zwei Tagen überwiegend eine Erschwernis vorlag, ist 

die Zulage, die für diese zwei Tage gewährt wurde, zur Gänze steuerfrei.  

 

Wird die jeweilige Zulage stundenweise gewährt, ist für das zeitliche Überwie-

gen auf die einzelne Stunde (mehr als die Hälfte der stündlichen Arbeitszeit) 

abzustellen. 
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Funktionelle Voraussetzungen 

 

Die SEG-Zulagen müssen neben dem Grundgehalt bzw. -lohn gewährt werden. 

Sie sind also ein zusätzlicher Gehalts- bzw. Lohnbestandteil und dürfen nicht 

auf Kosten einer arbeitsrechtlich unzulässigen Kürzung des Grundgehaltes 

bzw. -lohnes ausbezahlt werden. Sie dürfen auch nicht aus dem Grundgehalt 

bzw. -lohn herausgeschält werden. 

 

Angemessenheit: 

 

Die Abgabenbehörde prüft auch die Angemessenheit einer gewährten Zulage. 

Dies ist Ausdruck der wirtschaftlichen Betrachtungsweise, wonach für die Be-

urteilung abgabenrechtlicher Fragen der wahre wirtschaftliche Gehalt und 

nicht das äußere Erscheinungsbild des Sachverhalts maßgebend ist. Die bloße 

Bezeichnung eines Betrages als „Schmutzzulage“ sichert die steuerliche Be-

günstigung daher nicht, soweit ein sachlich vertretbarer Zusammenhang zwi-

schen Ausmaß der Verschmutzung (oder sonstiger Erschwernis) und der ge-

währten Zahlung nicht besteht und sich die Zahlung ihrem wirtschaftlichen 

Gehalt nach daher teilweise auch als Abgeltung der vom Arbeitnehmer bzw. 

von der Arbeitnehmerin (AN) erbrachten Arbeitsleistung darstellt.  

 

Ein Zusammenhang zwischen einer Schmutzzulage (siehe Lohnsteuerrichtli-

nien 2002, RZ 1133) und der zwangsläufigen Verschmutzung des:der AN und 

seiner:ihrer Kleidung in erheblichem Maß kann nur dann bejaht werden, wenn 

diese Zulage den tatsächlichen üblichen Sach- und Zeit(mehr)aufwand, der 

dem bzw. der AN durch die (Beseitigung der) Verschmutzung üblicherweise 

erwächst, abgilt. Um die Angemessenheit der Schmutzzulage beurteilen zu 

können, ist daher zunächst festzustellen, welche Kosten durch die Verschmut-

zung üblicherweise anfallen und durch den Zuschlag abgegolten werden sol-

len. Erst auf Basis festgestellter üblicher Kosten kann auf das angemessene 

Ausmaß einer Schmutzzulage geschlossen werden. 

 

Hierzu sind die Kosten für die Reinigung der Arbeitskleidung, der Sachmehr-

aufwand für Körperpflege und der Zeitmehraufwand für die Reinigung des Ar-

beitnehmers bzw. der Arbeitnehmerin und der Kleidung, sofern diese Aufwän-

de nicht durch den bzw. die Arbeitgeber:in getragen werden, zu ermitteln. 

 

Im Rahmen der Schätzung des Sach- und Zeitmehraufwands können fol-

gende Beträge monatlich angesetzt werden: 

• Sachmehraufwand für die Reinigung der Arbeitskleidung:  10 Euro 

• Sachmehraufwand für Körperpflege (Duschgel, Sham-

poo, etc.): 
 20 Euro 

• Zeitmehraufwand für die Reinigung der Kleidung:  60 Euro 

• Zeitmehraufwand für die Reinigung des Körpers:  60 Euro 

 

Eine erhebliche Abweichung der Schmutzzulage zum angemessenen Ausmaß 

wird idR dann angenommen, wenn die Zulage das angemessene Ausmaß - 

nämlich den tatsächlichen üblichen Sach- und Zeitmehraufwand - um ein Drit-

tel übersteigt, was ausgehend von den Beiträgen gemäß der o.a. Tabelle ei-

nen monatlichen Maximalbetrag von 200 Euro ergibt. 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext?dokumentId=d740b08f-cf0e-44e6-bc5a-a512ce488721&segmentId=e2c4e6c4-9bfa-43bb-9391-fd269deb5f65&indexName=findok-bmf&konsehId=0c635ba3-ba6d-41d0-acfa-ca5e586b3843&recordId=e2c4e6c4-9bfa-43bb-9391-fd269deb5f65&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22Schmutzzulage%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext?dokumentId=d740b08f-cf0e-44e6-bc5a-a512ce488721&segmentId=e2c4e6c4-9bfa-43bb-9391-fd269deb5f65&indexName=findok-bmf&konsehId=0c635ba3-ba6d-41d0-acfa-ca5e586b3843&recordId=e2c4e6c4-9bfa-43bb-9391-fd269deb5f65&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22Schmutzzulage%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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Insbesondere folgende Kriterien sind für die Beurteilung von Schmutz-

zulagen heranzuziehen: 

 

• Art der Tätigkeit 

• Außerordentliche Verschmutzung im Vergleich zu den allgemein übli-

chen Arbeitsbedingungen bei Ziviltechniker:innen 

• Überwiegen der verschmutzenden Tätigkeit bezogen auf die Arbeitszeit, 

für die die Zulage gewährt wurde 

• Ein erhöhter Aufwand des Dienstnehmers bzw. der Dienstnehmerin 

muss gegeben sein, der nicht (z.B. durch andere Zulagen) vom Arbeit-

geber bzw. von der Arbeitgeberin abgedeckt wird. 

 

Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulagen sind bei Vorliegen der Voraus-

setzungen insgesamt bis 400 Euro monatlich steuerfrei, wobei in dieses 

Limit auch Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit und damit 

zusammenhängende Überstundenzuschläge sowie Feiertagsarbeitsentgelt ein-

zurechnen sind (§ 68 Abs. 1 EStG 1988). 

 

 

Dokumentation 

 

Die Wahrscheinlichkeit, dass die Beitragsfreiheit der Zulage auch im Prüfungs-

fall anerkannt wird, erhöht sich mit umfassender Dokumentation der Tätigkeit, 

die zur Verschmutzung oder Erschwernis geführt hat, hinsichtlich Art, Umfang 

und zeitlichem Ausmaß (bspw. mittels Bautagebuch). Die Steuerfreiheit der 

Schmutz- oder Erschwerniszulage setzt somit voraus, dass der Abgabenbehör-

de nachgewiesen wird, um welche Arbeiten es sich im Einzelnen gehandelt 

hat, für die die Schmutz- oder Erschwerniszulage gewährt wurde, sowie wann 

und wie lange diese Arbeiten konkret geleistet worden sind. 

 

Die Dokumentation der Anwesenheit auf einer Baustelle und des Namens des 

Projektes ist im Zusammenhang mit der Schmutzzulage nicht ausreichend, 

vielmehr muss hervorgehen, welche Arbeiten tatsächlich in erheblichem Maß 

zwangsläufig eine Verschmutzung der Arbeitnehmer:innen und deren Kleidung 

bewirkt haben und ob die gesamten geleisteten Arbeiten an Tagen, für die die 

Zulagen gewährt wurden, überwiegend unter derartigen Umständen erfolg-

ten. 

 

Im Zuge der „Gemeinsamen Prüfung Lohnabgaben und Beiträge“ (GPLB) wird 

das Zutreffen aller genannten Bedingungen eingehend geprüft. Eine etwaige 

steuerliche Begünstigung für die Zulagen erfordert zusätzlich, dass die Dienst-

nehmerin bzw. der Dienstnehmerin die in Rede stehenden Arbeiten tatsächlich 

verrichtet hat. Dazu muss mittels Lohnkonto und zugehörigen Grundaufzeich-

nungen nachgewiesen werden, um welche Arbeiten es sich im Einzelnen ge-

handelt hat und wann diese geleistet wurden. Die Dienstgeberin bzw. der 

Dienstgeber hat daher laufend genaue Aufzeichnungen zu führen.  
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Zur Dokumentation der Voraussetzungen sind beispielsweise folgende An-

gaben geeignet: 

• Bezeichnung des Arbeitsplatzes, Bereichs oder der Funktion 

• Beschreibung der typischen Arbeitsumgebung und Tätigkeiten 

• Darstellung der relevanten Belastungen oder Umstände (z.B. durch Be-

schreibung oder durch Fotodokumentation) 

• Aufzeichnungen betreffend das zeitliche Ausmaß der Tätigkeiten, die ei-

ne außerordentliche Verschmutzung, Erschwernis oder Gefahr bewirken 

 

 

Sozialversicherung  

 

Erschwernis- und Gefahrenzulagen sind beitragspflichtig.  

 

Schmutzzulagen sind beitragsfrei, wenn sie nicht der Einkommensteuer (Lohn-

steuerpflicht) unterliegen. 

 

 

Sonstige Lohnnebenkosten  

 

Der Dienstgeberbeitrag und die Kommunalsteuer sind für SEG-Zulagen zu ent-

richten.  

 

 

 

Zusammenfassung 

 

Eine mögliche Steuerfreiheit der nach Kollektivvertrag zustehenden Zulagen ist in 

jedem Einzelfall gesondert zu prüfen. Bei Schmutzzulagen ist insbesondere auf das 

Überwiegen und die Zwangsläufigkeit abzustellen. So führt zum Beispiel allein 

die Tatsache, dass Bautechniker:innen und Bauleiter:innen überwiegend Außen-

diensttätigkeiten erbringen, nicht unbedingt zur Gewährung der Begünstigung für 

Schmutzzulagen, da eine Verschmutzung in erheblichem Maß nicht zwangsläufig 

vorliegt. 

 

Grundlage für eine steuerfreie Behandlung der Zulagen ist eine möglichst genaue 

Dokumentation über die konkret ausgeführten Tätigkeiten, um deren Über-

wiegen in Bezug auf die Arbeitszeit, für die die Zulagen gewährt werden, und das 

zwangsläufige Erwachsen von Verschmutzungen und Erschwernissen darlegen zu 

können. 

 

 

 

 


